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Das Landratsamt Bamberg betrauert den Tod einer pflichtbewussten
und bewdahrten Mitarbeiterin.

Wir werden ihr ein ehrendes Gedenken bewahren.

Bamberg, 5. November 2012

Flr den Landkreis Bamberg Flr den Personalrat
Dr. GUnther Denzler Karl-Heinz MUller
Landrat Personalratsvorsitzender
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Einwohnerzahlen am 30. Juni 2012

Nachstehend werden die fortgeschriebenen Ein-
wohnerzahlen der Gemeinden des Landkreises
Bamberg nach dem Stand vom 30. Juni 2012
bekanntgegeben.

Bevolkerungsstand am 30.06.2012

09471000  Landkreis Bamberg  Oberfranken

Gemeinde Einwohner

insgesamt
09471111 Altendorf 2 029
09471115  Baunach, St 39013
09471117  Bischberg 5984
09471119  BreitengiiBbach 4 700
09471120  Burgebrach, M 6 445
09471122  Burgwindheim, M 11372
09471123  Buttenheim, M 3404
09471128  Ebrach, M 1878
09471131  Frensdorf 4 885
09471133  Gerach 971
09471137  Gundelsheim 3205
09471140  Hallstadt, St 8 443
09471142 l\H/leiIigenstadt i.OFr., 3593
09471145  Hirschaid, M 11 846
09471150 Kemmern 2 571
09471151  Konigsfeld 1323
09471152  Lauter 1146
09471154  Lisberg 1755
09471155  Litzendorf 5985
09471159  Memmelsdorf 8 889
09471165  Oberhaid 4 655
09471169  Pettstadt 1954
09471172  Pommersfelden 2942
09471173  Priesendorf 1537
09471174  Rattelsdorf, M 4 473
09471175  Reckendorf 1994
09471185  ScheBlitz, St 7 094
09471220  Schltsselfeld, St 5 645

4711 hoénbrunn i.

PArTEe gtceigerbw:w 1848
09471189  Stadelhofen 1 231
09471191 Stegaurach 6 863
09471195  Strullendorf 7718
09471207  Viereth-Trunstadt 3625
09471208  Walsdorf 2 595
09471209  Wattendorf 678
09471214  Zapfendorf, M 4 997
zusammen 144 296

Bamberg, 27.11.2012

Landratsamt Bamberg
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Zweckvereinbarung fiir die Ubertragung
von Aufgaben bei der Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24
des StraBenverkehrsgesetzes (StVG) zwi-
schen dem Markt Zapfendorf, Landkreis
Bamberg, und der Gemeinde Viereth-
Trunstadt, Landkreis Bamberg

Vom 19.11.2012

Die Zweckvereinbarung fiir die Ubertragung von
Aufgaben bei der Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Stra3enver-
kehrsgesetzes (StVG) zwischen dem Markt Zap-
fendorf, Landkreis Bamberg, und der Gemeinde
Viereth-Trunstadt, Landkreis Bamberg, wurde mit
Schreiben des Landratsamtes Bamberg vom
13.11.2012, Az. 32-14083-320, rechtsaufsichtlich
genehmigt.

Diese Vereinbarung wird nachstehend geman Art.
13 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes Uber die
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) amtlich
bekannt gemacht.

Zweckvereinbarung
zwischen

der Gemeinde Viereth-Trunstadt, vertreten durch
den 1. Burgermeister Edwin Mahr, Landkreis
Bamberg

und

dem Markt Zapfendorf, vertreten durch den 1.
Blrgermeister Josef Martin, Landkreis Bamberg

GeméaB Art. 2 Abs. 1 und Art. 7 ff. des Gesetzes
Uber die kommunale Zusammenarbeit (KommZG)
schlieBen die oben genannten Gebietskdrperschaf-
ten folgende Zweckvereinbarung:

§1
Aufgabe

Die Gemeinde Viereth-Trunstadt ist in ihrem Ge-
meindegebiet aufgrund von § 2 Abs. 3 der Verord-
nung Uber Zustandigkeiten im Ordnungswidrigkei-
tenrecht (ZUVOWIG) fur die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des
StraBenverkehrsgesetzes (StVG) in gleicher Weise
zustandig wie die Dienststellen der Bayer. Landes-
polizei bzw. wie das Bayerische Polizeiverwal-
tungsamt. Die Kommune filhrt die Uberwachung
des ruhenden Verkehrs im Ubertragenen Wir-
kungskreis nach MaBgabe der fUr die polizeiliche
Uberwachung des ruhenden Verkehrs geltenden
Vorschriften durch.



) §2
Ubertragung hoheitlicher Befugnisse

Die Gemeinde Viereth-Trunstadt Ubertragt dem
Markt Zapfendorf und damit den von ihm einge-
setzten Bediensteten, die in ihrem Zustandigkeits-
bereich tatig werden, flr das gesamte Gemeinde-
gebiet alle fiir die Uberwachung des ruhenden
Verkehrs notwendigen hoheitlichen Befugnisse;
ausgenommen hiervon werden die hoheitlichen
Befugnisse zur DurchfUhrung von Zwangsbeitrei-
bungsmaBnahmen nach der letzten Mahnung.

§3

Personal und technische Gerate

(1) Bedienstete des Marktes Zapfendorf Gberneh-
men zeitanteilig Innen- und AuBendienstaufgaben
der Uberwachung des ruhenden Verkehrs flir die
Gemeinde Viereth-Trunstadt. Der Markt Zapfendorf
richtet die hierflr notwendigen Arbeitsplatze ein
und beschafft den erforderlichen Sachbedarf.

(2) Fur die Uberwachung des ruhenden Verkehrs
im AuBendienst stellt die Gemeinde Viereth-
Trunstadt entweder eigenes Personal ein oder
regelt den Personaleinsatz vertraglich mit entspre-
chenden Dienstleistungsunternehmen (soweit er-
forderlich nach MaBgabe des AUG). Dasselbe gilt
auch fur die Beschaffung und den Einsatz evtl.
notwendigen technischen Geréates.

(8) Fur die Abwicklung der Verwaltungstatigkeit
beschafft der Markt Zapfendorf die notwendige
EDV-Software. Dafur hat die Gemeinde Viereth-
Trunstadt eine Einmalzahlung i. H. v. 400,00 Euro
an den Markt Zapfendorf zu leisten. Diese ist sofort
nach Inkrafttreten der Zweckvereinbarung zur Zah-
lung fallig.

§4

Kostenverteilung

(1) Der Gemeinde Viereth-Trunstadt ist bekannt,
dass der Markt Zapfendorf die Ubertragenen Ar-
beitsleistungen fur etliche andere Stadte, Markte
und Gemeinden durchfihrt. Die Verteilung samtli-
cher Kosten (Personal-, Sachkosten usw.), die
dem Markt Zapfendorf im Kalenderjahr fir alle
Kommunen zusammen anfallen, flr die der Markt
Zapfendorf im Bereich der VerkehrsUberwachung
tatig wird, erfolgt auf alle beteiligten Kommunen
mit 50 v. H. in dem Verhaltnis, in dem die Ge-
schwindigkeitsiiberwachung und die Uberwa-
chung des ruhenden Verkehrs zeitanteilig in den
jeweiligen Kommunen durchgefUhrt wird und mit
50 v. H. im Verhaltnis der Einnahmen jeder beteilig-
ten Kommune aus festgesetzten Verwarnungs-
und BuBgeldern. Der tatséchlich angefallene Zeit-
aufwand der Uberwachungstatigkeit ist bei der
Abrechnung maBgeblich. Die Gemeinde Viereth-
Trunstadt ist damit einverstanden, dass die beauf-
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tragten Firmen den auf sie entfallenden Zeitauf-
wand der Uberwachungstétigkeit dem Markt Zap-
fendorf mitteilen durfen. Fur anfallende restliche
Abwicklungsarbeiten nach wirksamer Kindigung,
die noch in nachfolgenden Kalenderjahren erledigt
werden mussen, werden der tatsachlich anfallende
Zeit- und Sachaufwand in Rechnung gestellt.

(2) Der Markt Zapfendorf erstellt fir jedes Kalen-
derjahr eine Abrechnung, aus der sich der Auf-
wand und die Verteilung der Gesamtkosten nach
Abs. 1 auf die beteiligten Kommunen ergeben. Die
Gemeinde Viereth-Trunstadt ist verpflichtet, jeweils
zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden
Jahres eine Abschlagszahlung in Hohe eines Vier-
tels der voraus-sichtlich zu erwartenden anteiligen
Kosten zu leisten. Grundlage fur die Abschlagszah-
lung ist eine Kostenschatzung, die vom Markt Zap-
fendorf zu Beginn des Haushaltsjahres erstellt wird
und zunéchst nur das Verhaltnis, in dem die Ver-
kehrstberwachung zeitanteilig in den jeweiligen
Kommunen durchgefUhrt wird, bertcksichtigt.
Mehr- und Minderzahlungen werden aufgrund der
Jahresabrechnung nach Satz 1 innerhalb von vier
Wochen nach Vorlage der Rechnung zur Zahlung
fallig bzw. erstattet.

§5

Verteilung der Verwarnungs- und BuBgelder

(1) Die bei der Uberwachung des ruhenden Ver-
kehrs in ihrem Gemeindegebiet anfallenden Ver-
warnungs- und BuBgelder stehen der Gemeinde
Viereth-Trunstadt zu.

(2) Die eingegangenen Verwarnungs- und BuBgel-
der werden jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und
zum 15.11. der Gemeinde Viereth-Trunstadt Uber-
wiesen.

§6

Dauer der Zweckvereinbarung, Kindigung
(1) Die Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit.

(2) Sie kann unter Einhaltung einer dreimonatigen
Frist jeweils zum Ende eines Kalenderjahres ge-
kindigt werden. Die Klndigung ist schriftlich zu
erklaren.

(8) Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund
bleibt unberthrt. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§7
Schlichtung und Streitigkeiten

Bei Streitigkeiten Uber Rechte und Pflichten der an
dieser Vereinbarung beteiligten Kommunen kann
das Landratsamt Bamberg (Aufsichtsbehdrde)
angerufen werden.



§8
Inkrafttreten, Anderungen, Aufhebung

(1) Diese Zweckvereinbarung wird nach vorheriger
amtlicher Bekanntmachung der Genehmigung des
Landratsamtes Bamberg am 01.01.2013, andern-
falls am Tag nach dieser Bekanntmachung wirk-
sam.

(2) Anderungen bzw. die Aufhebung dieser Zweck-
vereinbarung bedurfen der Schriftform sowie der
Genehmigung des Landratsamtes Bamberg.

Zapfendorf, Viereth-Trunstadt,
14.11.2011 15.11.2012
Markt Zapfendorf Gemeinde
Viereth-Trunstadt
Martin Mahr

1. BUrgermeister 1. BUrgermeister

Erlass einer Beitrags- und Gebiihrensat-
zung zur Entwésserungssatzung
(BGS/EWS) des Zweckverbandes zur Ab-
wasserbeseitigung der Gemeinden
Pommersfelden und Frensdorf, Landkreis
Bamberg

Die von der Verbandsversammlung des
Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung der
Gemeinden Pommersfelden und Frensdorf am 19.
November 2012 beschlossene Beitrags- und
GebUhrensatzung zur Entwasserungssatzung wird
hiermit gemaBi Art. 24 Abs. 1 KommZG amtlich
bekannt gemacht.

Beitrags- und Gebihrensatzung zur
Entwasserungssatzung (BGS/EWS) des
Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung der
Gemeinden Pommersfelden und Frensdorf

vom 21.11.2012

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des
Kommunalabgabengesetzes (KAG) erlasst der
Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der
Gemeinden Pommersfelden und Frensdorf (ZV),
folgende Beitrags- und GebUhrensatzung zur
Entwasserungssatzung (BGS/EWS):

§1

Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines
Aufwands flir die Herstellung der Entwésserungs-
einrichtung fur das Gebiet der Gemeinde
Pommersfelden und der Gemeinde Frensdorf mit
den Gemeindeteilen Herrnsdorf, Schltisselau, Win-
gersdorf, Ellersdorf und Lonnershof einen Beitrag.
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§2

Beitragstatbestand

Der Beitrag wird fur bebaute, bebaubare oder
gewerblich genutzte oder gewerblich nutzbare
Grundstlcke erhoben sowie fur Grundsticke und
befestigte Flachen, die keine entsprechende Nut-
zungsmoglichkeit aufweisen, auf denen aber tat-
s8chlich Abwasser anfallt, wenn
1. fUr sie nach § 4 EWS ein Recht zum Anschluss
an die Entwéasserungseinrichtung besteht
oder
2. sie - auch auf Grund einer Sondervereinbarung
- an die Entwasserungseinrichtung tatsachlich
angeschlossen sind.

§3

Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Verwirkli-
chung des Beitragstatbestandes. Andern sich
die fur die Beitragsbemessung maBgeblichen
Umstéande im Sinn des Art. 5 Abs. 2 a KAG,
entsteht die - zusatzliche - Beitragsschuld mit
dem Abschluss der MaBnahme.

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlas-
sen und ist der Beitragstatbestand vor dem
Inkrafttreten dieser Satzung erflillt, entsteht
die Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser
Satzung.

§4

Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-
stehens der Beitragsschuld Eigentimer des
Grundstlcks oder Erbbauberechtigter ist.

§5

Beitragsmafstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstlcksflache
und der Geschossflache der vorhandenen
Gebaude berechnet.

Die beitragspflichtige Grundstiicksflache wird
bei Grundstlicken von mindestens 3.000m?
Flache (UbergroBe Grundstlcke) in unbeplan-
ten Gebieten bei bebauten Grundsttcken auf
das 5-fache der beitragspflichtigen Ge-
schossflache, mindestens jedoch 3.000 m?,
bei unbebauten Grundstiicken auf 3.000 m?
begrenzt.

(2) Die Geschossflache ist nach den AuBenma-
Ben der Gebaude in allen Geschossen zu er-
mitteln. Keller werden mit der vollen Flache
herangezogen. Dachgeschosse werden nur
herangezogen, soweit sie ausgebaut sind.



Gebéaude oder selbststandige Gebaudeteile,
die nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf
nach Anschluss an die Schmutzwasserablei-
tung auslésen oder die nicht angeschlossen
werden durfen, werden nicht herangezogen;
das gilt nicht fir Gebaude oder Gebaudeteile,
die tats&chlich an die Schmutzwasserablei-
tung angeschlossen sind. Balkone, Loggien
und Terrassen bleiben auBer Ansatz, wenn
und soweit sie Uber die Gebaudefluchtlinie
hinausragen.

Bei GrundstUcken, flr die eine gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung zulassig ist, wird als
Geschossflache ein Viertel der Grundstlcks-
flache in Ansatz gebracht. Bei sonstigen un-
bebauten Grundstiicken wird als Geschoss-
flache 35 v.H. der Grundstuicksflache in An-
satz gebracht. Grundstiicke, bei denen die
zulassige oder fur die Beitragsbemessung
mafBgebliche vorhandene Bebauung im Ver-
haltnis zur gewerblichen Nutzung nur unter-
geordnete Bedeutung hat, gelten als gewerb-
lich genutzte unbebaute Grundsticke im Sinn
des Satzes 1.

Ein zusétzlicher Beitrag entsteht mit der nach-
traglichen Anderung der fir die Beitragsbe-
messung maBgeblichen Umstande, soweit
sich dadurch der Vorteil erhoht.

Eine Beitragspflicht entsteht insbesondere

- im Falle der VergréBerung eines Grund-
stucks fur die zusatzlichen Flachen, soweit
fur diese bisher noch keine Beitrage ge-
leistet wurden,

- im Falle der GeschossflachenvergréBerung
fUr die zusatzlich geschaffenen Geschoss-
flachen sowie im Falle des Abs. 1 Satz 2
fur die sich aus ihrer Vervielfachung er-
rechnende zusatzliche Grundstuicksflache,

- im Falle der Nutzungsénderung eines bis-
her beitragsfreien Gebaudes oder Gebau-
deteils im Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 4, so-
weit infolge der Nutzungsanderung die
Voraussetzungen fUr die Beitragsfreiheit
entfallen.

Wird ein unbebautes Grundstuck, fur das ein
Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt worden ist,
spéter bebaut, so wird der Beitrag nach Ab-
zug der nach Abs. 3 bericksichtigten Ge-
schossflachen und den nach Abs. 1 Satz 2
begrenzten Grundsttcksflachen neu berech-
net. Dieser Betrag ist nachzuentrichten.

Ergibt die Gegenliberstellung ein Weniger an
Geschossflachen, so ist fur die Berechnung
des Erstattungsbetrages auf den Beitragssatz
abzustellen, nach dem der urspriingliche Bei-
trag entrichtet wurde.
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§6

Beitragssatz

(1) Der Beitrag betragt
a) pro m? Grundstticksflache
b) pro m? Geschossflache

0,21 €
4,49 €.

(2) FUr Grundstlcke, von denen kein Nieder-
schlagswasser eingeleitet werden darf, wird
der GrundstUcksflachenbeitrag nicht erhoben.
Fallt diese Beschrankung weg, wird der
GrundstUcksflachenbeitrag nacherhoben.

§7
Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe
des Beitragsbescheides fallig.

§7a
Beitragsabldsung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitrags-
pflicht abgeldst werden. Der Abldsungsbetrag
richtet sich nach der voraussichtlichen H8he des
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Abldsung be-
steht nicht.

§8
Erstattung des Aufwands fUr Grundstticksan-
schlUsse

(1) Der Aufwand fur die Herstellung, Anschaf-
fung, Verbesserung, Erneuerung, Verande-
rung und Beseitigung sowie fur die Unterhal-
tung der Grundstlcksanschllsse im Sinn des
§ 3 EWS ist mit Ausnahme des Aufwands,
der auf die im &ffentlichen StraBengrund lie-
genden Teile der Grundstlicksanschliisse ent-
fallt, in der jeweils tatsachlichen Héhe zu er-
statten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Ab-
schluss der jeweiligen MaBnahme. Schuldner
ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Er-
stattungsanspruchs Eigentimer des Grund-
stlicks oder Erbbauberechtigter ist; mehrere
Schuldner (Eigenttimer bzw. Erbbauberech-
tigte) sind Gesamtschuldner. § 7 gilt entspre-
chend.

(8) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem
Entstehen abgeldst werden. Der Abldsungs-
betrag richtet sich nach der voraussichtlichen
Hohe des Erstattungsanspruchs. Ein Rechts-
anspruch auf Abldsung besteht nicht.

§9

GebUhrenerhebung

Der Zweckverband erhebt fur die Benutzung der
Entwasserungseinrichtung GrundgebUthren und
Einleitungsgebuhren.



§9a
Grundgebuhr

Die Grundgebuhr wird nach dem Dauerdurch-
fluss (Qgs) der verwendeten Wasserzahler be-
rechnet. Befinden sich auf einem Grundstiick
nicht nur voribergehend mehrere Wasseran-
schllisse, so wird die Grundgebuhr nach der
Summe des Dauerdurchflusses der einzelnen
Wasserzahler berechnet. Soweit Wasserzah-
ler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurch-
fluss geschétzt, der nétig wére, um die mogli-
che Wasserentnahme messen zu koénnen.

Die Grundgebhr betragt bei der Verwendung
von Wasserzahlern mit Dauerdurchfluss

bis 50 mh 78,00 €/Jahr
bis 10,0 méh 108,00  €/Jahr
Gber 10,0 méh 132,00 €/Jahr

Werden noch Wasserzahler mit Nenndurch-
fluss (Qn) verwendet, so betragt die Gebihr

bis 50 m%h 78,00 €/Jahr
bis 10,0 m%h 108,00  €/Jahr
Uber 10,0 m%h 132,00 €/Jahr
§10
Einleitungsgebuhr

Die Einleitungsgebuhr wird nach MaBgabe der
nachfolgenden Absétze nach der Menge der
Abwasser berechnet, die der Entwasserungs-
einrichtung von den angeschlossenen
Grundstlcken zugefiihrt werden.

Die Gebuhr betragt 1,57 € pro Kubikmeter
Abwasser.

Als Abwassermenge gelten die dem Grund-
stlck aus der Wasserversorgungseinrichtung
und aus der Eigengewinnungsanlage zuge-
fUhrten Wassermengen abzuglich der nach-
weislich auf dem Grundstlck verbrauchten
oder zurlickgehaltenen Wassermengen, so-
weit der Abzug nicht nach Absatz 4 ausge-
schlossen ist. Die Wassermengen werden
durch geeichten Wasserzahler ermittelt.

Sie sind von dem Zweckverband zu schatzen,
wenn

1. ein Wasserzahler nicht vorhanden ist, oder

2. der Zutritt zum Wasserzéhler oder dessen
Ablesung nicht ermdglicht wird, oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte daflr erge-
ben, dass ein Wasserzahler den wirklichen
Wasserverbrauch nicht angibt.

Werden die Wassermengen nicht vollstandig
Uber Wasserzahler erfasst, werden als dem
Grundstlck aus der Eigengewinnungsanlage

-80 -

zugefuhrte Wassermenge pauschal 15 m3 pro
Jahr und Einwohner, der zum Stichtag 30.06.
mit Wohnsitz auf dem heranzuziehenden
Grundstlck gemeldet ist, neben der tatséch-
lich aus der 6ffentlichen Wasserversorgung
abgenommenen angesetzt, insgesamt aber
nicht weniger als 35 m3 pro Jahr und Ein-
wohner. In begriindeten Einzelféllen sind er-
ganzende hdhere Schatzungen maglich. Es
steht dem Gebuhrenpflichtigen frei, den
Nachweis eines niedrigeren Wasserver-
brauchs zu fUhren; Abs. 3 Satz 2 gilt entspre-
chend.

Der Nachweis der verbrauchten und der zu-
rickgehaltenen Wassermengen obliegt dem
GebuUhrenpflichtigen. Er ist grundsatzlich
durch geeichte und verplombte Wasserzahler
zu flhren, die der Gebuhrenpflichtige auf ei-
gene Kosten fest zu installieren hat. Bei land-
wirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung gilt
flr jedes Stlick GroBvieh bzw. flr jede GroB3-
vieheinheit eine Wassermenge von 12 m3 pro
Jahr als nachgewiesen. MaBgebend ist die im
Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl.
Der Nachweis der Viehzahl obliegt dem Ge-
buhrenpflichtigen; er kann durch Vorlage des
Bescheids der Tierseuchenkasse erbracht
werden.

Vom Abzug nach Abs. 3 sind ausgeschlossen

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser
und

b) das zur Speisung von Heizungsanlagen
verbrauchte Wasser.

Im Fall des § 10 Abs. 3 Satze 3 bis 5 ist der
Abzug auch insoweit begrenzt, als der Was-
serverbrauch 35 ms3 pro Jahr und Einwohner,
der zum Stichtag 30.06. mit Wohnsitz auf
dem heranzuziehenden Grundstiick gemeldet
ist, unterschreiten wirde. In begrindeten Ein-
zelfallen sind ergdnzende hdhere betriebsbe-
zogene Schatzungen maoglich.

§ 11

Gebuhrenzuschlage

Flr Abwéasser im Sinn des § 10 dieser Satzung,
deren Beseitigung Kosten verursacht, die die
durchschnittlichen Kosten der Beseitigung von
Hausabwasser um mehr als (30) % Ubersteigen,

wird ein Zuschlag bis zur Hohe des den Grenzwert

Ubersteigenden Prozentsatzes des Kubikmeter-
preises fur die Einleitungsgebuhr erhoben.

(1)

§12
Entstehen der GebUhrenschuld

Die EinleitungsgebUhr entsteht mit jeder Ein-
leitung von Abwasser in die Entwasserungs-
anlage.



(2) Die Grundgebuhr entsteht erstmals mit dem
Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsferti-
gen Herstellung des Anschlusses folgt. Der
Tag wird im erstmals ergehenden Bescheid
bestimmt. Im Ubrigen entsteht die Grundge-
bUhr mit dem Beginn eines jeden Tages in
Hohe eines Tagesbruchteils der Jahresgrund-
gebuhrenschuld neu.

§13
GebUhrenschuldner

(1) GebUhrenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des
Entstehens der GebUhrenschuld Eigentimer
des Grundstticks oder ahnlich zur Nutzung
des Grundsticks dinglich berechtigt ist.

(2) GebUhrenschuldner ist auch der Inhaber eines
auf dem Grundstlck befindlichen Betriebs.

(8) Mehrere Gebuhrenschuldner sind Gesamt-
schuldner.

§14
Abrechnung, Falligkeit, Vorauszahlung

(1) Die Einleitung wird jahrlich abgerechnet. Die
Grund- und die EinleitungsgebUhr werden ei-
nen Monat nach Bekanntgabe des Gebih-
renbescheides fallig.

(2) Auf die Geblhrenschuld sind zum 01. Juli
jedes Jahres Vorauszahlungen in Héhe der
Halfte der Jahresabrechnung des Vorjahres
Zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrech-
nung, so setzt der Zweckverband die Hohe
der Vorauszahlungen unter Schatzung der
Jahresgesamteinleitung fest.

§15
Pflichten der Beitrags- und GebUhrenschuldner

Die Beitrags- und Gebuhrenschuldner sind ver-
pflichtet, dem Zweckverband fur die Hohe der
Abgabe maBgebliche Veradnderungen unverzuglich
zu melden und Uber den Umfang dieser Verande-
rungen - auf Verlangen auch unter Vorlage ent-
sprechender Unterlagen - Auskunft zu erteilen.
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§16
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebulh-
rensatzung zur Entwasserungssatzung vom
24.06.1993 auBer Kraft.

Pommersfelden, 21.11.2012

Zweckverband zur Abwasserbeseitigung
der Gemeinde Pommersfelden und Frensdorf
gez.

Hans Beck
Zweckverbandsvorsitzender

Aufgebot Sparbuch

Das Sparkassenbuch der Sparkasse Bamberg in
Bamberg

Nr. 3622073033 Martin Sternberg,
Betr. Norbert Kriegsmann

ist zu Verlust gegangen. Es wird hiermit aufgebo-
ten.

Der/die Inhaber des Sparkassenbuches
wird/werden aufgefordert, unter Vorlage der Spar-
urkunde seine/ihre Rechte binnen einer Frist von
drei Monaten, von heute an gerechnet, bei der
Sparkasse Bamberg oder deren Geschéaftsstellen
anzumelden; andernfalls das Sparkassenbuch fur
kraftlos erklart wird.

Bamberg, 27.11.2012

Sparkasse Bamberg

Landratsamt
Dr. GUnther Denzler
Landrat



-82 -



	Amtsblatt 11 / 2012  vom 30. November 2012

	Einwohnerzahlen am 30. Juni 2012
	Zweckvereinbarung für die Übertragung von Aufgaben bei der Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 24 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) zwischendem Markt Zapfendorf, Landkreis Bamberg, und der Gemeinde Viereth-Trunstadt, Landkreis Bamberg
	Erlass einer Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS/EWS) des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung der Gemeinden Pommersfelden und Frensdorf, LandkreisBamberg
	Aufgebot Sparbuch


